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FBP setzt Zeichen: Klare Programmpunkte für und mit Frauen 
Mit Dr. Cornelia Gassner erstmals eine Frau für ein Regierungsamt nominiert - Arbeitswelt der Frauen sicherstellen 

(M.) - Die  FBP hat die Flauen und 
ihre Anliegen seit jeher ernst genom
men. Mit der Nomination der ersten 
Frau für ein Regierungsrat-Amt in der 
Person von Dr. Cornelia Gassner aus 
Mauren hat die FBP ein weiteres Zei
chen gesetzt. Wer am kommenden Wo
chenende FBP wählt, leistet damit einen 
persönlichen Beitrag dazu, dass die 
Frauen durch die fachlich ausserordent
lich qualifizierte Juristin und Mutter aus 
dem Unterland endlich auch in unserer 
Regierung direkt vertreten sind. 

Wie würde  d e r  FBP-Partei tag sich zu r  
erstmaligen Nomination e iner  Regie-
rungsrats-Kandidatin stellen? Man  durf
te  am letzten Montagabend in Vaduz 
wirklich gespannt sei, wie dieser mutige 
aber  konsequente  Schritt d e r  
Parteiführung in den Abstimmungsur
nen quittiert würde. Das Abstimmungs
resultat schliesslich fiel überwältigend 
aus. Mit 436 von 442 Stimmen konnte  die  
34jährige Unter länderin sogar die  mei
sten Stimmen au f  sich vereinigen: E in  
deutlicheres Bekenntnis zur  Frau in d e r  
Politik hät te  d e r  imponierend besuchte 
Parteitag nicht liefern können.  

Bestätigung der FBP-Politik 
Dass die F B P  mit  ihrer  ehrlich ge

meinten Frauen-Politik in ,der Vergan
genheit mehrmals Zeichen setzend war, 
zeigte sich etwa 1986 als mit  E m m a  Ei-
genmann-Schädler (FBP) erstmals eine 
Frau den  Sprung in den Landtag schaffte 
u n d  1991, als mit  Maria Marxer  (FBP) in 
Gampr in  erstmals eine Frau als Gemein
devorsteherin gewählt wurde. 

Liechtensteiner 
Bankplatz und EWR 

Die Standortvorteile des Bank
platzes Liechtensteins sind mit dem 
EWR-Beitr i t t  unseres Landes nicht 
bedroht.  Diese zuversichtliche Aus
sage machte  Dr. Heinz Batliner, 
Verwaltungsratspräsident de r  Ver-
waltungs- und  Privat-Bank A G  
(VPBank)  anlässlich d e r  Pressekon
ferenz zur Vorstellung des Ge 
schäftsergebnisses 1992. Die für den 
Erfolg des Bankplatzes Liechten
stein ausschlaggebenden Rahmen
bedingungen bilden nach seinen 
Worten nicht Gegenstand des  
«Acquis communautaire» d e r  E G  
und sind somit nicht Bestandteil des  
EWR-Abkommens .  

Bei einem EWR-Beitr i t t  Liech
tensteins, d e r  vorerst bis zur  Ände
rung des  Zollvertrages nicht vollzo
gen wird, bleiben die Standortvor
teile für den  Bankplatz Liechten
stein erhalten,  erklärte Dr. Heinz 
Batliner. D e r  E W R  bringt nach sei
nen  Aussagen keine Steuerharnio
nisierung und  keine Steueramtshil
fe. Auch das  Bankgeheimnis, das  
mit  d e m  neuen Bankengesetz neu 
gefasst wurde, bleibt erhal ten.  

Nach d e n  Worten von VPBank-
Verwaltungsratspräsident Dr.  Heinz  
Batl inder wird auch das  Holdingpri
vileg nicht angetastet: «Die für  das 
liechtensteinische Gesellschaftswe
sen besonders  wichtigen Gesell
schaftsformen d e r  Anstalt ,  d e r  Stif
tung  sowie de.s Trusts sind von die
ser  Harmonisierung nicht betrof
fen.» 

Ihr 
Fachgeschäft 

Modehaus 
Hannelore 

Drei Landtagskandidatinnen 
F ü r  die bevorstehenden Wahlen ha t  

die  F B P  mit  Mar tha  Tschikhof-Bühler 
(Triesenberg), Dr. Rena te  Wohlwend 
(Schellenberg) und Mar tha  Spiegel-
Oehr i  (Mauren)  drei  fähige Frauen für  
den  Landtag nominiert. «Wir würden 
uns allerdings noch m e h r  Frauen au f  d e r  
Liste wünschen, abe r  wir  müssen uns  
darüber  im klaren sein, dass das  Frauen
st immrecht für Liechtenstein eine recht  
neue  Errungenschaft darstellt», g a b  
FBP-Präsident  Dr. Hansjörg Marxer  a m  
Partei tag in Vaduz offen zu bedenken.  
Dass die FBP, die sich stets tatkräftig für  
die schliesslich 1984 erfolgte Einführung 
des  Frauenstimmrechts einsetzte, bislang 
die Quali tät  deutlich v o r  Quanti tät  stell
te, erwies sich bisher immerhin als d e r  
richtige u n d  zielführende Weg, a u f  dem 
die Bürgerpartei deshalb auch Zeichen 
setzend weitermacht. 

Programm pro Frauen 
Im FBP-Programm, dem die in einein

ha lb  Jahren von einer brei ten Basis erar
bei teten Leitlinien zugrunde liegen, 
macht  die Bürgerpartei auch  klare Aus
sagen zu einer  Besserstellung d e r  Frau in 
de r  Gesellschaft. 

Besserstellung Alleinerziehender 
Die FBP  wird die Arbeitswelt der  

Frauen sicherstellen. Konkret  stellt sich 
die Bürgerpartei vor: Ein verbessertes 
Tagesbetreuungsangebot,  e ine  fexible 
Arbeitsgestaltung für Arbei tnehmerin
nen und Arbei tnehmer  mit Familien
pflichten u n d  die Verbesserung der  Hil-

Mit der Nomination derJaristin und Mutter Dr. Cornelia Gassner als Regierungsrat-
Kandidatin setzt die FBP ein weiteres Zeichen. Über ihre glanzvolle Nomination 
freuen sich Regierungschef-Kandidat Markus Büchel (links) u n d  Regierungsrat-Kan
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festellung für  Alleinerziehende soll dazu 
beitragen, die  Arbeitswelt der  Frauen si
cherzustellen. I n  Härtefällen muss für 
Alleinerziehende die Möglichkeit ge
schaffen werden,  schwere Zeiten schad
los zu überstehen.  Zudem wird sich die  
FBP  konsequent  für  die Chancengleich
heit in de r  Arbeitswelt  einsetzen. 

Beruf «Hausfrau und Mutter» 
Eine  deutliche Wahlaussage d e r  F B P  

ist weiter, dass die Bürgerpartei  «Haus
frau und Mutter» als Beruf  endlich zur 
Anerkennung verhelfen will. D ies  wird 
sich au f  die Besteuerung u n d  die soziale 
Absicherung, insbesondere in d e r  AHV,  
vorteilhaft auswirken. Die Rentenerwar
tung da r f  durch die Kindererziehung 
nicht beeinträchtigt werden.  

Klare Programmpunkte  also, welche 
die F B P  mit Frauen für  Frauen umsetzen 
wird. 

Appelle zur Marktöffnung und zum Wachstum 
23. Weltwirtschaftsforum in Davos eröffnet - Aufforderung zu mehr Risiko und Investitionen 

Davos  ( A P )  Mit Appellen zur Markt
öffnung und zur Wiederankurbelung des 
Wirtschaftswachstums ist am Donners
tag abend das 23. Weltwirtschaftsforum 
in Davos eröffnet worden. Bundespräsi
dent Ado l f  Ogi forderte die Wirtschafts
führer zu mehr Risiko und Investitionen 
auf und versicherte, die Schweiz werde 
sich trotz des EWR-Neins nicht isolie
ren. 

D a s  Mot to  der  diesjährigen Zusam
menkunft  von mehr  als 1200 Topmana
gern. Politikern unWissenschaftlern lau
tet »Die Sammlung aller äfte zur globa
len Wiederbelebung». Ogi verwies in  sei
ne r  Eröffnungsrede auf  die zahlreichen 
Probleme, mit denen die Weltwirtschaft 
nach Jahren  ununterbrochenen Wachs
tums kämpft.  Seit mehr  als zwei Jahren 
warte die Welt auf  einen Wiederauf

schwung in d e n  OECD-Ländern .  Mutige 
Schritte a u f  nationaler u n d  internationa
ler E b e n e  seien jetzt  unumgänglich. 
«Wir brauchen mehr  M u t  zum Risiko 
und zu  Investitionen», sagte  d e r  Bundes
präsident .  

Ogi streifte auch die Probleme d e r  
Schweiz nach  d e m  Nein z u m  Europäi
schen Wirtschaftsraum ( E W R ) .  Es  wäre 
falsch zu  glauben, die Schweiz könne  
sich n u n  isolieren. «Wir sind überzeugt,  
dass wir  an  d e r  Dynamik in  E u r o p a  teil
haben  müssen», sagte d e r  Vorsteher  d e s  
Eidgenössischen Verkehrs- und  Energie
wirtschaftsdepartements ( E V E D ) .  Des
ha lb  gebe  sich die Sceiz nicht damit  zu
frieden, ihre  eigenen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen wesentlich zu ver
bessern. Sondern sie prüfe auch  alle Op
tionen,  d i e  d i e  Zusammenarbei t  mi t  Eu-

Stark gestiegener Reingewinn der VPBank AG 
Erhöhung der Dividende angekündigt - Bilanzsumme wuchs a u f  4,7 Milliarden Franken an 
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ropa erleichterten. Darüber  hinaus wer
de die Schweiz ihre Anstrengungen zur  
Verbesserung de r  Zusammenarbei t  mit 
ihren traditionellen Partnern in Übersee  
verstärken und eine angemessene Z u 
sammenarbei t  mit d e n  Entwicklungslän
de rn  anstreben. Ogi verwies in diesem 
Zusammenhang auf  die Bedeutung eines 
erfolgreichen und ausgeglichenen Ab
schlusses der  Uruguay-Runde de s  
GATT.  

D e r  Gründe r  u n d  Leiter des  Weltwirt
schaftsforums, Klaus Schwab, nannte  als 
Schwerpunkte de r  Diskussionen die in
ternationale Konjunkturschwäche, die 
zunehmende Konkurrenz im Welthan
del, den Krieg im ehemaligen Jugoslawi
e n  sowie d ie  politische Unsicherheit  in 
anderen Regionen d e r  Welt. 

KOMMENTAR 
«Stabilität» ist derzeit offensichtlich das 

Lieblings-Schlagwort im V U  -Wahl
k a m p f  Doch weshalb verspürt die derzei
tige Mehrheitspartei ein derart drängen
des Verlangen, der Wählerschaft und 
auch sich selbst regelrecht einzuimp fen, 
nur sie könne Stabilität garantieren? Hat 
auch die VU-Fithrung erkannt, dass diese 
Stabilität in der jüngeren Vergangenheit 
bös wankte? Bei der Staatskrise vom 
28. Oktober 1992 nämlich konnten weder 
VU noch Regierungschef f ü r  eine Stabili
sierung der politischen Verhältnisse sor
gen. Schliesslich war es denn auch eine 
überparteiliche Gruppierung, die das 
«Miteinander» mit dem Staatsoberhaupt 
suchte und tatsächlich wieder Stabilität 
erzielte. 

Stabilität wird bei der V U  offenbar mit 
Machterhaltung gleichgesetzt. Diese 
Macht sieht die VU nicht nur durch die 
sich im Aufwind befindende FBP gefiihr-

Neue Impulse durch 
eine dritte Kraft? 

Die Verwaltungs- und Privat-Bank A G  (VPBank) kann a u f  ein erfolgreiches Geschäftsjahr 1992 zurückblicken. Die Bilanzsum
me  stieg erneut um 10,5 Prozent an, der Reingewinn erhöhte sich um 22,9 Prozent a u f  27,2 Millionen Franken. Mehr über das Ge
schäftsergebnis, das gestern an einer Pressekonferenz vorgestellt wurde, a u f  Seite 5 der heutigen Ausgabe. (Bild: Beat Schürte) 

det, sondern auch durch die FL. Ein 
Mandatsverhältnis von 12:12:1, so be
fürchtet der Regierungschef, wäre «die 
für  unser Land wohl tun wenigsten wün
schenswerte Konstellation, da diese Insta
bilität und damit eine Unsicherheit mit 
sich brächte» IVaterland. 22. Januar). In 
der Tat: Für diesen Fall könnte die \'U 
seihst mit ihrem Stimmenzwang die 
Machtpolitik nicht mehr weiterbetreiben.. 
Aber wäre eine dritte politische Kraft im 
Landtag tatsächlich eine Gefahr f ü r  unse
re Demokratie? 

Die Frage ist: Was hat diese dritte Par
tei zu bieten? 

Es fällt au f. dass die Freie Liste m i t  ih
rer Hauptforderung: «Diese Macht 
braucht Kontrolle» exakt und  sogar mit 
denselben Worten die schon seit langem 
von der FBP aufgestellte Hauptforderung 
unterstützt. 

Wer sich an der Wahlurne f ü r  «Macht 
braucht Kontrolle•• entscheiden will, wird 
durch die FBP also bereits voll berück
sichtigt. Auch der Slogan «mutig und  un
verbraucht» ist int Vergleich zur FBP 
nichts Neues, denn gerade f ü r  das Regie
rungschef-Amt wurde ein fälliger, in
tegrer und unverbrauchter Kandidat no
miniert. Eine dritte Kraft ja. aber bringt 
sie auch die erwünschten neuen Impulse? 

Schade, dass die FL mit «Macht 
braucht Kontrolle» vor den Wahlen 
nichts besseres zu tun weiss, als zwei 
deutlichen Volksentscheiden nachzutrau
ern. Die vom Landtag einstimmig abge
lehnten zwei FL-Initialiven wurden i m  
letzten November vom Volk selten deut
lich mit 75 Prozent (Diskriminierungs
verbot) und 67 Prozent (Aufhebung der 
Sperrklausel) verworfen. Hier stellt sielt 
die FL ein demokratisch denkbar 
schlechtes Zeugnis aus. wenn sie n u n  
noch immer über diese deutlichen Volks
entscheide lamentiert. 

Gesetzten Falles, dass sie den Einzug in 
den Landtag schafft, wolle die FL, s o  
steht's in ihrem Programm, «nicht Züng
lein an der Waage spielen». Im Wider
spruch dazu hält sie jedoch wenige Zeiten 
darunter fest, dass sie jenem Regierungs
chef-Kandidaten die Stimme geben wür
de, «dessen Partei au f unsere Programm
punkte am meisten Rücksicht nimmt». 
Für eine demokratische Bewegung ist es 
nicht eben eine ehrlich gemeinte Politik, 
wenn a u f  einmal Fähigkeit, Integrität und  
Unverbrauchtheit gar nicht erst beurteilt 
werden, sofern von einer Seite genügend 
Macht zugesprochen wird.. . 

Dennoch: Mit Instabilität, wie dies die 
VU derzeit propagiert, hätte der Einzug 
einer dritten Kraft in den Landtag nichts 
zu tun. Und weil derzeit nichts konstanter 
ist als Wechsel und Veränderung, er
scheint es bezüglich der Regierungs-Ko
alitions-Frage angebracht, die Wahlen 
abzuwarten. Denn wie betonte auch der 
Landesfürst nach der Staatskrise immer 
wieder: «Nach den Wahlen werden wir 
weitersehen». (Martin Frömmelt) 


